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L e i t s ä t z e

Ein männlicher, junger Somalier, der einem Mehrheitenclan angehört und an keiner
beachtlichen  Erkrankung  leidet,  ist  bei  einer  Rückkehr  nach  Mogadischu  keiner
ernsthaften individuellen Bedrohung seines Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkürlicher  Gewalt  im  Rahmen  eines  innerstaatlichen  bewaffneten  Konflikts
ausgesetzt.
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OBERVERWALTUNGSGERICHT
RHEINLAND-PFALZ

URTEIL
IM NAMEN DES VOLKES

In dem Verwaltungsrechtsstreit

…,

- Kläger und Berufungskläger -

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwältin Doris Kösterke-Zerbe, 
Ostpreußenstraße 27, 65207 Wiesbaden,

g e g e n

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Präsidenten des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg,

- Beklagte und Berufungsbeklagte -

w e g e n Asylrechts (Somalia)
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hat  der  10.  Senat  des  Oberverwaltungsgerichts  Rheinland-Pfalz  in  Koblenz
aufgrund  der  mündlichen  Verhandlung  vom  16. Dezember  2015,  an  der
teilgenommen haben

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht Stamm
Richterin am Oberverwaltungsgericht Brink
Richterin am Oberverwaltungsgericht Dr. Wabnitz
ehrenamtlicher Richter Landwirtschaftsmeister Klöppel
ehrenamtlicher Richter Angestellter Lorsbach

für Recht erkannt:

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Trier vom 4.  
Februar 2015 wird zurückgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d

Der  Kläger  begehrt  die  Verpflichtung  der  Beklagten,  ihm  subsidiären  Schutz

gemäß § 4 Asylgesetz – AsylG – zuzuerkennen, hilfsweise das Vorliegen eines

Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 5 oder Abs. 7 Satz 1 Aufenthaltsgesetz –

AufenthG  –  festzustellen.  Des  Weiteren  wendet  er  sich  gegen  die  von  der

Beklagten verfügte Ausreiseaufforderung mit Abschiebungsandrohung. 

Er stellte am 15. März 2012 bei der Außenstelle des Bundesamtes für Migration

und Flüchtlinge (Bundesamt) einen Asylantrag und gab an, ein am 1. Januar 1984

geborener  somalischer  Staatsangehöriger  zu  sein.  Er  gehöre  dem Stamm der

Hawia  an und sei  in  B.  geboren.  In  seinem Herkunftsland habe er  Verwandte

ersten  und  zweiten  Grades  sowie  weitere  Familienangehörige.  Er  habe  keine

berufliche Tätigkeit ausgeübt und sei vier Jahre zu Schule gegangen. 

Im  Rahmen  seiner  Anhörung  vor  dem  Bundesamt  trug  der  Kläger  zur

Begründung seines Asylantrags vor: Er habe von 1998 bis 2004 eine Privatschule

in  Mogadischu  besucht,  die  15  Dollar  pro  Monat  gekostet  habe.  Er  habe  bis
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15. Januar 2004 zusammen mit seinen Eltern und Geschwistern in Mogadischu im

Stadtteil Towfiq gelebt. Er sei ledig und habe keine Kinder. Sein Vater habe bis

2006 einen Laden gehabt, in dem er ab und zu geholfen habe. Die Eltern lebten

seit 2006 im Flüchtlingslager E. B. Er habe am 15. Januar 2004 sein Heimatland

verlassen.  Mit  dem Auto  sei  er  von  Mogadischu nach  Addis  Adeba und dann

weiter  nach Karthum und Tripoli  gefahren und von dort  mit  dem Boot  am 20.

Oktober  2004  nach  Malta.  Er  habe  sich  drei  Jahre  in  Malta  aufgehalten,  bis

2. November  2007.  Er  habe  in  Malta  einen  Asylantrag  gestellt  und  eine

Aufenthaltserlaubnis beschränkt für ein Jahr erhalten. Er sei mit dem Flugzeug

nach Stockholm geflogen und habe auch in Schweden einen Asylantrag gestellt.

Im  Februar  2008  habe  er  Schweden  verlassen  und  sei  mit  dem  Bus  in  die

Niederlande gereist, wo er sich sieben Monate aufgehalten habe. Mit dem Zug sei

er weiter in die Schweiz gefahren und von dort sei er mit dem Flugzeug nach

Malta abgeschoben worden, wo er dann wiederum drei Jahre gewesen sei. Am

24. Februar  2012  habe  er  Malta  mit  dem  Flugzeug  verlassen  und  sei  nach

Deutschland eingereist. Sein erster Aufenthalt in Malta habe drei Jahre gedauert,

der Aufenthalt nach der Abschiebung aus der Schweiz nochmal drei Jahre. Er sei

nicht  in Malta geblieben,  weil  die  Aufenthaltserlaubnis beschränkt gewesen sei

und er dort keine Lebensperspektive gehabt habe. Die Flüchtlinge seien dort in

Feldlagern untergebracht gewesen. Man habe versuchen können, als Tagelöhner

zu  arbeiten.  Er  sei  ganz  selten  als  Tagelöhner  genommen  worden.  Er  habe

Unterstützung von einem in England wohnenden Onkel und von in verschiedenen

europäischen  Ländern  lebenden  Cousinen  und  Cousins  bekommen.  Nach

Deutschland sei er mit der Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr eingereist, die er von

der  maltesischen  Regierung  bekommen  habe.  Im  Zug  von  Frankfurt  nach

Dortmund habe er seine Tasche verloren, in dem das Dokument gewesen sei.

Zum Verfolgungsschicksal trug der Kläger vor: Seine Familie habe wegen ihrer

ethnischen Zugehörigkeit die Provinz Heran verlassen. In dem Hawia Clan seien

sie  die  Minderheit.  Es  gebe  etliche  Zweige  der  Hawia  und  die  Minderheiten

bekämpften sich gegenseitig. Sie seien 1993 geflohen, erst nach Johar. Dort sei

sein  älterer  Bruder  getötet  worden,  von  einem  sehr  einflussreichen

Stammesangehörigen der Abgal. Dieser habe seinem Vater gesagt, sie würden

nur  unter  seiner  Gnade  am  Leben  bleiben.  1997  hätten  sie  Johar  verlassen

müssen und seien nach Mogadischu gekommen. In Mogadischu habe sein Vater
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Schutzgeld für den Laden zahlen müssen. Dort sei die Mehrheit der Bevölkerung

Abgal und Habar Gedir. Sein Vater habe seine Söhne nicht verlieren wollen und

gesagt, sie sollten ausreisen. Er, der Kläger, sei erst in Richtung Libyen geflüchtet,

ein Bruder nach Uganda und der andere Bruder nach Kenia. Er habe den Mann,

der  seinen Bruder  erschossen habe,  in  Mogadischu wieder  gesehen.  Er  habe

Angst gehabt, dass er auch ihn töten würde. Die Leute, die seinen Bruder getötet

hätten, hätten sich nun der Al Shabaab angeschlossen. Er wisse dies von seinem

Vater und seinen Geschwistern von der zweiten Frau seines Vaters und der Frau,

die dort leben würden und zu denen er noch Kontakt habe. 

Eine Eurodac-Auswertung am 16. März 2012 ergab einen Treffer der Kategorie 1

in  den  Niederlanden.  Eine  Abfrage  am  28.  Januar  2013  zeigte  Treffer  der

Kategorie  1  in  den  Niederlanden  und  in  Schweden  (Treffer  „SE1…“  –

22. November 2007 und „NL1…“ – 03. Juni 2008). Einem Wiederaufnahmegesuch

an Schweden stimmten die schwedischen Behörden nicht zu: Der Kläger habe

ausweislich einer Eurodac-Anfrage vom Dezember 2007 in Malta am 23. Oktober

2004  einen  Asylantrag  gestellt.  Das  damalige  schwedische  Wiederaufnahme-

gesuch sei von Malta akzeptiert worden. Der Kläger sei aber dann geflüchtet. 

Der  Asylantrag  blieb  erfolglos.  Mit  Bescheid  vom 27.  Januar  2014 wurde die

Flüchtlingseigenschaft nicht zuerkannt (Ziffer 1), der Antrag auf Asylanerkennung

abgelehnt (Ziffer 2), der subsidiäre Schutzstatus nicht zuerkannt (Ziffer 3). Das

Vorliegen von Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 AufenthG

wurde verneint (Ziffer 4). Der Kläger wurde zur Ausreise innerhalb von 30 Tagen

aufgefordert,  für  den  Fall  der  nicht  fristgerechten  Ausreise  wurde  ihm  die

Abschiebung  nach  Somalia  angedroht  (Ziffer  5).  Die  Voraussetzungen  für  die

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft und die Anerkennung als Asylberechtigter

lägen nicht vor. Aus dem Vorbingen des Klägers sei keine Verfolgungsgefahr in

Anknüpfung an die Zugehörigkeit zu den Hawia erkennbar und nachvollziehbar

geworden. Die Hawia gehörten zu den fünf größten Stämmen in Somalia, auch die

Regierung sei  mit  vielen Angehörigen der Hawia besetzt.  Der Vortrag, er habe

befürchtet, ein Angehöriger der Abgal, der auch seinen Bruder getötet habe, könne

auch  ihn  töten,  sei  wirklichkeitsfremd.  Subsidiärer  Schutz  sei  ebenso  nicht

zuzuerkennen. Konfliktbedingte Ereignisse seien nicht so häufig, dass jeder Rück-
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kehrer damit rechnen müsste, Opfer willkürlicher Gewalt zu werden. Wegen seiner

Zugehörigkeit zu einem Mehrheitsstamm sei für den Kläger keine Gefahr für eine

erniedrigende oder unmenschliche Behandlung im Fall seiner Rückkehr ersicht-

lich. Abschiebungsverbote bestünden nicht, weder nach § 60 Abs. 5 noch nach

Abs. 7 Satz 1 AufenthG. Es gebe Bevölkerungsteile in Somalia, die Schwierig-

keiten  bei  der  Versorgung  und  dem  Erzielen  des  wirtschaftlichen  Existenz-

minimums hätten. Insbesondere mittellose Rückkehrer müssten häufig ein Leben

am Rande des  Existenzminimums führen.  Anzeichen  für  eine  derart  schlechte

Versorgung,  dass  jeder  Rückkehrer  alsbald  einer  extremen Gefahr  ausgesetzt

wäre, gebe es aber nicht. Der Kläger könne sich zudem der Unterstützung und

Hilfe seiner Familie sicher sein. 

Am 26. Februar 2014 hat der Kläger Klage erhoben und weiter geltend gemacht,

seine Verfolgungsgefahr knüpfe an seine Stammes- bzw. Clanzugehörigkeit  an

und sei für die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft relevant. Jedenfalls habe

er  Anspruch auf  Zuerkennung subsidiären Schutzes.  In  ganz Somalia  bestehe

weiterhin ein innerstaatlicher Konflikt, der von so hoher Intensität sei, dass er eine

ernsthafte  Bedrohung  für  jede  Zivilperson  darstelle.  Zumindest  liege  ein

Abschiebeverbot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG vor. Die Grundversorgung sei

nicht gesichert.  Zudem leide er an chronischer Hepatitis B, die zwar nicht akut

behandelt,  aber  regelmäßig überwacht  werden müsse.  Es sei  nicht  ersichtlich,

dass dies in Somalia möglich sei. 

In der mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht hat der Kläger noch

vorgetragen, sein Bruder sei im Verlauf eines Streits beim Kartenspielen um Geld

getötet worden. Seine Familie sei 1998 nach Mogadischu gezogen. Er habe 2003

eine Frau kennengelernt, die durch ihn unehelich schwanger geworden sei. Ihre

Familie habe ihn töten wollen. Sie gehörten unterschiedlichen Stämmen der Hawia

an. Er habe Angst gehabt und deshalb das Land verlassen wollen. Die Familie aus

Yohar, die seinen Bruder getötet habe, sei dann in Mogadischu aufgetaucht. Sie

habe von der Schwangerschaft der Frau erfahren und wissen wollen, wo er sei,

und seinen Vater verprügelt. Die ganze Familie habe sich deshalb entschlossen zu

fliehen, die Eltern nach Kenia, die Geschwister nach Kenia und Uganda. Er habe

keine Gelegenheit gehabt, dies bei der Anhörung beim Bundesamt zu sagen. Die
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Familie aus Yohar sei gekommen, um sie zu vernichten. Er habe auf Malta einen

weißen Pass genommen, der für ein Jahr Gültigkeit  gehabt habe. Nach seiner

Rückkehr habe er eine Verlängerung der Ausweise bekommen. Diese Dokumente

habe  er  im  Zug  verloren.  Er  könne  nicht  nach  Somalia  zurückgehen,  da  die

Familie aus Yohar immer noch auf ihn warte. Wegen der Hepatitis B-Erkrankung

habe er jeden Tag Beschwerden, nämlich Schmerzen an der Leber. Medikamente

nehme er keine.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung der zu den Ziffern 1, 3, 4 und 5 getroffenen

Entscheidungen im Bescheid vom 27. Januar 2014 zu verpflichten, ihm die

Flüchtlingseigenschaft  zuzuerkennen und festzustellen,  dass die  Voraus-

setzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG vorliegen,

hilfsweise ihm subsidiären Schutz nach § 4 AsylVfG zuzuerkennen,

sowie  äußerst  hilfsweise  festzustellen,  dass  Abschiebungsverbote  nach

§ 60 Abs. 5 oder Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich seiner Abschiebung

nach Somalia vorliegen. 

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen. 

Das  Verwaltungsgericht  hat  die  Klage  abgewiesen.  Der  Kläger  habe  keinen

Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft. Es fehle an einem glaub-

haften Vortrag zum Verfolgungsschicksal. Er habe vor dem Bundesamt und dem

Gericht völlig unterschiedliche Angaben gemacht. Ein Anspruch auf Feststellung

des subsidiären Schutzes bestehe ebenso nicht.  Angesichts dessen, dass sein

Vorbringen insgesamt nicht glaubhaft sei, könne jedenfalls nicht mit der erforder-

lichen beachtlichen Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass in der

behaupteten  Heimatregion  des  Klägers  praktisch  jede  Zivilperson  einer  ernst-

haften  individuellen  Bedrohung  ausgesetzt  wäre.  Gefahrerhöhende  Umstände

seien  nicht  erkennbar.  Mangels  glaubhafter  Darlegungen  bestehe  auch  kein
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Anspruch  auf  Feststellung  eines  Abschiebungsverbots.  Anhaltspunkte  für  eine

extreme Gefahrenlage bei Rückkehr nach Somalia bestünden keine. Der Kläger

sei jung und durch den Schulbesuch gut ausgebildet und könne auf die Unter-

stützung seiner Familie bauen. Die attestierte chronische Hepatitis B stehe einer

Rückkehr  ebenfalls  nicht  entgegen.  Die  Möglichkeit  einer  erheblichen  Ver-

schlechterung  des  Gesundheitszustands  müsse  objektiv  gegeben  sein  und

zumindest in die Nähe der lebensgefährlichen Bedrohung reichen, was nicht der

Fall sei. Auch die Ausreiseaufforderung mit Abschiebungsandrohung sei nicht zu

beanstanden. 

Der Senat hat auf Antrag des Klägers die Berufung wegen der Verletzung recht-

lichen Gehörs zugelassen, weil das Verwaltungsgericht sich mit den Ausführungen

des Klägers zu seiner Aufenthaltserlaubnis auf Malta nicht auseinander gesetzt

hat. 

Der Kläger trägt vor, in Malta sei ihm der subsidiäre Schutz gewährt worden. Im

Anschluss habe er Malta verlassen und in Schweden, den Niederlanden und in

der Schweiz um Asyl bzw. Schutz gebeten. Von der Schweiz sei er nach Malta

abgeschoben worden, wo die Aufenthaltserlaubnis noch einmal verlängert worden

sei. Die Beklagte habe kein Verfahren nach der Dublin-II-Verordnung durchgeführt,

sondern nach nationalem Recht entschieden, allerdings ohne die Akten aus Malta

beizuziehen oder weiter  zu prüfen,  ob sich aus der dortigen Schutzgewährung

Einschränkungen ergäben. Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts stehe im

Widerspruch zur Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts. Dieses habe in

seinem  Urteil  vom  17.  Juni  2014  (Az.:  10  C  7.13)  entschieden,  dass  die

Zuerkennung  der  Flüchtlingseigenschaft  durch  einen  anderen  Mitgliedstaat

Bindungswirkung entfalte. Die Voraussetzungen für die Zuerkennung subsidiären

Schutzes  lägen  vor.  Es  herrsche  in  Zentral-  und  Südsomalia  nach  wie  vor

Bürgerkrieg und es gebe kaum Schutz vor Übergriffen durch Clan- und andere

Milizen sowie bewaffnete Banden. Auch internationale Hilfsorganisationen könnten

keinen Schutz bieten, sie müssten ausweislich des Lageberichts des Auswärtigen

Amtes vom November 2014 selbst um ihre Mitarbeiter dort  bangen. Er sei  als

Angehöriger  der  Zivilbevölkerung  gefährdet.  Er  habe  Somalia  vor  11  Jahren

verlassen, sei nicht mehr in die dortigen Clanstrukturen eingebunden und wäre bei
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einer  Rückkehr  auf  sich  alleine  gestellt.  Dies  sei  ein  individuelles,  gefahr-

erhöhendes Merkmal. Jedenfalls ergebe sich aus der Entscheidung des Bundes-

verwaltungsgerichts ein nationales Abschiebeverbot nach § 60 Abs. 5 AufenthG,

weil die Abschiebung gegen Art. 5 der Europäischen Menschenrechtskonvention –

EMRK – verstoßen würde. In dieser Hinsicht sei eine andere Beurteilung als im

Rahmen von § 4 AsylVfG kaum denkbar. Der internationale subsidiäre Schutz, der

in § 4 AsylVfG in nationales Recht umgesetzt worden sei, sei bereits zuerkannt,

wenn auch von einem anderen Staat.  Daher  sei  konsequenter  Weise  ein  ent-

sprechendes Abschiebeverbot zu bejahen. Hilfsweise liege ein Abschiebeverbot

nach  §  60  Abs.  7  Satz  1  AufenthG  vor.  Die  Grundversorgung  sei  nicht

gewährleistet. Es sei nicht ohne weiteres anzunehmen, dass seine Familie noch

immer anwesend und bereit sowie in der Lage sei, ihn zu unterstützen. 

Der Kläger beantragt,

unter  Abänderung  des  verwaltungsgerichtlichen  Urteils  vom  4. Februar

2015  und  Aufhebung  von  Ziffern 3.,  4.  und  5.  des  Bescheides  vom

27. Januar  2014  die  Beklagte  zu  verpflichten,  dem  Kläger  subsidiären

Schutz nach § 4 AsylVfG zuzuerkennen

hilfsweise,

festzustellen, dass für ihn ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder

Abs. 7 Satz 1 AufenthG vorliegt.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen. 

Sie verteidigt das angefochtene Urteil. Der Kläger habe nichts unternommen, um

die von ihm behauptete Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter durch die

Republik Malta zu beweisen. Er habe vorgetragen, sein Reisedokument im Zug

verloren zu haben. 
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Wegen  der  weiteren  Einzelheiten  des  Sach-  und  Streitstands  wird  Bezug

genommen auf die Schriftsätze der Beteiligten sowie die Niederschrift der münd-

lichen Verhandlung vom 16. Dezember 2015. Die Verwaltungsakte der Beklagten

sowie die auf Bl. 32 ff. und Bl. 119 ff. der Prozessakte aufgelisteten Unterlagen zu

den Verhältnissen in Somalia lagen vor und waren Gegenstand der mündlichen

Verhandlung. Auf ihren Inhalt wird ebenfalls verwiesen.

Entscheidungsgründe

Die Berufung des Klägers hat keinen Erfolg. Die Klage, über die das Gericht

trotz  Ausbleibens  der  Beklagten  in  der  mündlichen  Verhandlung  entscheiden

konnte,  weil  diese  ordnungsgemäß  geladen  war  (§ 102  Abs. 2

Verwaltungsgerichtsordnung  –  VwGO  –)  ist  zwar  zulässig  (I.),  aber  nicht

begründet (II.).

Maßgeblich für die Entscheidung sind gemäß § 77 Abs. 1 Asylgesetz – AsylG –

die  Vorschriften  des  Asylgesetzes  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom

2. September  2008  (BGBl.  I  S.  1798),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  12  des

Gesetzes vom 20. November 2015 (BGBl. I S. 2010). 

I.  Die Klage ist  zulässig.  Insbesondere steht  der  Zulässigkeit  des Begehrens

nach Zuerkennung subsidiären Schutzes keine bereits im Ausland erfolgte Zuer-

kennung entgegen. Wurde bereits im Ausland die Rechtsstellung eines subsidiär

Schutzberechtigten  im  Sinne  vom  §  4  AsylG  zuerkannt,  so  ist  ein  erneutes

Schutzbegehren zwar unzulässig (vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 17. Juni 2014 –

10  C  7.13  –,  BVerwGE  150,  29  und  juris,  Rn.  28  ff.  und  Beschluss  vom

30. September 2015 – 1 B 51.15 –, S. 3 f.  BA).  Vorliegend kann jedoch nicht

davon ausgegangen werden, dass dem Kläger bereits von der Republik Malta ein

solcher  Schutzstatus  zuerkannt  worden  ist.  Der  Kläger  hat  insoweit  zwar

vorgetragen,  ihm sei  auf  Malta  der  subsidiäre  Schutz  gewährt  worden;  jedoch

steht  auf  der  Grundlage  dieser  Behauptung  und  unter  Zugrundelegung  der

sonstigen Umstände nicht zur Überzeugung des Senats fest, dass der Kläger über

eine solche Rechtsstellung verfügt. Er hat insoweit keinerlei Dokumente vorlegen
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können; eine entsprechende Rechtsstellung ist auch nicht aus den vorliegenden

Verwaltungsakten erkennbar. 

Dabei dürfte zunächst feststehen, dass dem Kläger bei seinem ersten Aufenthalt

auf Malta im Zeitraum 2004 bis 2007 kein Aufenthaltstitel erteilt worden ist. Dies

ergibt  sich daraus, dass Malta dem Wiederaufnahmegesuch von Schweden im

Jahr 2007 unter Bezugnahme auf Art. 16 Abs. 1 lit. c) der Dublin-II-Verordnung

zugestimmt hat, d.h. wegen des laufenden Verfahrens auf Malta, und nicht auf der

Grundlage von Art. 16 Abs. 2 der Dublin-II-Verordnung bei erteiltem Aufenthalts-

titel. Aus dem klägerischen Vortrag ergeben sich weiterhin keine darüber hinaus

gehenden konkreten Anhaltspunkte, dass ihm im Rahmen seines zweiten Aufent-

halts auf Malta der subsidiäre Schutzstatus bzw. ein Aufenthaltstitel erteilt worden

ist. Genauso, wie er sich bereits von 2004 bis 2007 ohne einen solchen auf Malta

aufgehalten und dort (selten) als Tagelöhner gearbeitet  haben kann, kann dies

auch ohne weiteres bei seinem zweiten Aufenthalt von der Abschiebung aus der

Schweiz (wohl Ende 2008/Anfang 2009) bis 2012 der Fall gewesen sein. 

Auch der Umstand, dass bei der Eurodac-Abfrage der Beklagten kein Treffer in

Bezug  auf  Malta  angezeigt  wurde,  führt  zu  keiner  anderen  Bewertung.  Zwar

könnte  dies  darauf  hindeuten,  dass  der  Datensatz  des  Klägers  wegen  einer

Anerkennung  als  Flüchtling  gemäß  Art.  12  Abs.  1  der  Eurodac-Verordnung

gesperrt war. Indes kann dies aber auch ohne weiteres auf anderen Gründen, wie

etwa systembedingten oder anwenderbedingten Fehlern beruhen. So ergab sich

bei der Abfrage der Beklagten im März 2012 lediglich der Treffer für die Nieder-

lande,  während  in  einer  späteren  Abfrage  Treffer  in  den  Niederlanden  und  in

Schweden angezeigt wurden. 

Eine  weitergehende  Aufklärungspflicht  nach  §  86  Abs.  1  VwGO hat  für  das

Gericht nicht bestanden, weil der klägerische Vortrag – auch nach Hinweis und

ausdrücklicher Nachfrage – keine hinreichenden konkreten Anhaltspunkte für eine

solche geboten hat (vgl. zur Amtsermittlungspflicht etwa BVerwG, Beschluss vom

18. Februar 2015 – 1 B 2.15 –). Es hätte dem Kläger oblegen, zumindest durch

weitere und genauere Angaben zu seinen Aufenthalten auf Malta und den von ihm

angeführten  Aufenthaltserlaubnissen  und  Dokumenten  konkrete  Anhaltspunkte
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dafür zu bieten, dass sein – aus der Eurodac-Anfrage Schwedens ersichtlicher –

am 23. Oktober 2004 gestellter Asylantrag auf Malta dort zu einer Anerkennung

geführt hat.  Seine Angaben sind ohne weitere Präzisierung so vage geblieben,

dass  sich  aus  ihnen  keine  Anknüpfungspunkte  für  eine  weitere  Sachverhalts-

ermittlung ergeben haben. 

Mangels Vorliegens einer im Ausland zuerkannten Schutzstellung steht daher

auch das Rechtsschutzinteresse für die  Zuerkennung nationaler Abschiebungs-

verbote nicht in Frage (vgl. zur Frage des Rechtsschutzbedürfnisses für die Zuer-

kennung  nationaler  Abschiebungsverbote  bei  bereits  erfolgter  Gewährung

subsidiären Schutzes im Ausland BayVGH, Beschluss vom 18. Juni 2015 – 20 B

15.30017 –, juris, Rn. 14).

II. Die Klage ist unbegründet. Der Kläger hat weder einen Anspruch auf Zuer-

kennung subsidiären Schutzes (1.) noch auf die Feststellung eines Abschiebungs-

verbotes  (2.),  auch  die  Ausreiseaufforderung  und  die  Abschiebungsandrohung

sind nicht zu beanstanden (3.).

1. Der Kläger hat keinen Anspruch auf die Anerkennung als subsidiär Schutz-

berechtigter. Die Voraussetzungen des § 4 AsylG liegen nicht vor. Gemäß § 4 Abs.

1 Satz 1 AslyG ist ein Ausländer subsidiär Schutzberechtigter, wenn er stichhaltige

Gründe für die Annahme vorgebracht hat, dass ihm in seinem Herkunftsland ein

ernsthafter  Schaden  droht.  Nach  Satz  2  gilt  als  ernsthafter  Schaden  die

Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe (Nr. 1), Folter oder unmenschliche

oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung (Nr. 2) sowie – worauf sich der

Kläger vorliegend ausschließlich beruft – eine ernsthafte individuelle Bedrohung

des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts (Nr.

3). 

Nach den in das Verfahren eingeführten Erkenntnisquellen stellt sich die allge-

meine  Situation  in  Somalia  aktuell  im  Wesentlichen  wie  folgt  dar:  Somalia  ist

spätestens seit  Beginn des Bürgerkriegs 1991 ohne flächendeckende effektive

Staatsgewalt.  Die Autorität  der Zentralregierung wird vom nach Unabhängigkeit
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strebenden  „Somaliland“  im  Nordwesten  sowie  von  der  die  Regierung  aktiv

bekämpfenden,  radikal-islamistischen  Al  Shabaab-Miliz  in  Frage  gestellt.  Das

Land zerfällt faktisch in drei Teile, nämlich das südliche und mittlere Somalia, die

Unabhängigkeit beanspruchende „Republik Somaliland“ im Nordwesten und die

autonome Region Puntland im Nordosten.  In Puntland gibt  es eine vergleichs-

weise stabile Regierung; die Region ist von gewaltsamen Auseinandersetzungen

deutlich  weniger  betroffen  als  Süd-/Zentralsomalia.  In  „Somaliland“  wurde  im

somaliaweiten Vergleich das bislang größte Maß an Sicherheit, Stabilität und Ent-

wicklung erreicht. In Süd- und Zentralsomalia kämpfen die somalischen Sicher-

heitskräfte mit Unterstützung der Militärmission der Afrikanischen Union AMISOM

gegen die Al  Shabaab-Miliz.  Die Gebiete sind teilweise unter der Kontrolle der

Regierung,  teilweise  unter  der  Kontrolle  der  Al  Shabaab-Miliz  oder  anderer

Milizen. Die meisten größeren Städte sind schon längere Zeit  in der Hand der

Regierung, in den ländlichen Gebieten herrscht oft noch die Al Shabaab. In den

„befreiten“ Gebieten, zu denen seit August 2011 auch die Hauptstadt Mogadischu

zählt, finden keine direkten kämpferischen Auseinandersetzungen mehr statt. Die

Al  Shabaab  verübt  jedoch  immer  wieder  Sprengstoffattentate  auf  bestimmte

Objekte und Personen, bei denen auch Unbeteiligte verletzt oder getötet werden

(siehe Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der

Bundesrepublik Somalia vom 2. Februar 2015, Stand November 2014, S.  4 f.;

Österreichisches Bundesasylamt, Analyse der Staatendokumentation – Somalia –

Sicherheitslage, 25.  Juli 2013, S. 29; Danish Immigration Service, South Central

Somalia  –  Country  of  Origin  Information  for  Use  in  the  Asylum Determination

Process, September 2015, S. 7; siehe auch EGMR, Urteil vom 5. September 2013

– Nr. 886/11, [K.A.B. ./. Schweden] –, Rn. 87 ff.).

Der Senat  kann dahinstehen lassen,  ob angesichts dessen die Aussage des

Klägers zutrifft, in ganz Süd- und Zentralsomalia – und damit auch in der Haupt-

stadt Mogadischu – herrsche noch ein bewaffneter innerstaatlicher Konflikt (vgl.

zur Definition BVerwG, Urteile vom 27. April 2010 – 10 C 4.09 –, juris, Rn. 22 f.

und vom 24. Juni 2008 – 10 C 43.07 –, juris, Rn. 22 ff.). Während das Auswärtige

Amt insoweit  – ohne Differenzierung danach, ob es sich um „befreite“  Gebiete

handelt  –  dies  bejaht  (Auswärtiges  Amt,  Bericht  über  die  asyl-  und

abschieberelevante Lage in der Bundesrepublik Somalia vom 2. Februar 2015,
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Stand  November  2014,  S.  4  f.:  „In  Süd-  und  Zentralsomalia,  wo  auch  die

Hauptstadt  Mogadischu  liegt,  herrscht  Bürgerkrieg.“),  gehen  andere

Einschätzungen wie das Österreichische Bundesasylamt davon aus, dass sich die

generelle  Sicherheitssituation für  die  Bevölkerung Mogadischus verbessert  hat.

Mogadischu ist danach vielleicht noch nicht befriedet, befindet sich jedoch definitiv

nicht  im  Kriegszustand  (Österreichisches  Bundesasylamt,  Analyse  der

Staatendokumentation – Somalia – Sicherheitslage, 25. Juli 2013, S. 43). Weiter

wird  es  als  sehr  unwahrscheinlich  angesehen dass die  Al  Shabaab unter  den

gegebenen Umständen in  der  Lage ist,  Mogadischu wieder  einzunehmen (vgl.

Danish  Immigration  Service,  South  Central  Somalia  –  Country  of  Origin

Information for Use in the Asylum Determination Process, September 2015, S. 8).

Daher ist fraglich, ob für die Region Mogadischu, in der es nicht mehr zu direkten

bewaffneten Auseinandersetzungen kommt, noch ein innerstaatlicher bewaffneter

Konflikt  zu  bejahen  ist.  Allerdings  wird  der  erreichte  Zustand  in  nahezu  allen

Berichten  als  fragil  bzw.  unbeständig  beschrieben  (Schweizerische

Flüchtlingshilfe, Somalia: Sicherheitssituation in Mogadischu – Auskunft der SFH-

Länderanalyse, 25.  Oktober 2013, S. 1; European Asylum Support Office, EASO

Somalia seminar, 14 October 2014 – Summaries of Keynotes Presentations, 1.

Dezember  2014,  S.  4;  Danish  Immigration  Service,  South  Central  Somalia  –

Country  of  Origin  Information  for  Use  in  the  Asylum  Determination  Process,

September 2015,  S.  49).  Die Al  Shabaab vollzieht  nunmehr eine asymetrische

Kriegsführung,  die  insbesondere  gezielte  Attentate,  den  Einsatz  von

unkonventionellen  Spreng-  und  Brandvorrichtungen  und  überfallartige  Angriffe

(sog. „hit and run“) umfasst (Danish Immigration Service, South Central Somalia –

Country  of  Origin  Information  for  Use  in  the  Asylum  Determination  Process,

September  2015,  S.  9;  siehe  auch  European  Asylum Support  Service,  EASO

Country  of  Origin  Information  report  –  South  and  Central  Somalia  –  Country

Overview, August 2014, S. 85; vgl. auch EGMR, Urteil vom 5. September 2013 –

Nr. 886/11 [K.A.B. ./. Schweden] –, Rn. 88). 

Jedenfalls ist der Kläger im hier vorliegenden Einzelfall keiner ernsthaften, indivi-

duellen Bedrohung infolge willkürlicher Gewalt ausgesetzt.
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Für die Annahme einer ernsthaften individuellen Bedrohung im Sinne des § 4

Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AsylG genügt es nicht, dass der innerstaatliche bewaffnete

Konflikt  zu  permanenten  Gefährdungen  der  Bevölkerung  führt  (BVerwG,  Urteil

vom 13. Februar 2014 – 10 C 6.13 –, juris, Rn. 24). Die von einem bewaffneten

Konflikt  ausgehende allgemeine Gefahr kann sich jedoch individuell  verdichten.

Eine ernsthafte individuelle Bedrohung für Leib oder Leben kann in erster Linie auf

gefahrerhöhenden persönlichen Umständen beruhen. Dies sind solche Umstände,

die  den  Ausländer  von  der  allgemeinen,  ungezielten  Gewalt  stärker  betroffen

erscheinen lassen als andere, etwa weil er von Berufs wegen (z. B. als Arzt oder

Journalist) gezwungen ist, sich nahe der Gefahrenquelle aufzuhalten. Möglich sind

aber  auch  solche  persönlichen  Umstände,  aufgrund  derer  der  Ausländer  als

Zivilperson  zusätzlich  der  Gefahr  gezielter  Gewaltakte  –  etwa  wegen  seiner

religiösen oder ethnischen Zugehörigkeit – ausgesetzt ist, sofern deswegen nicht

schon eine Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft in Betracht kommt (BVerwG,

Urteile vom 27. April 2010 – 10 C 4.09 –, juris, Rn. 33, und vom 17. November

2010 – 10 C 13.10 –, juris, Rn. 18). Im Ausnahmefall kann eine ernsthafte indivi -

duelle Bedrohung von Leib oder Leben aber auch durch eine allgemeine Gefahr

hervorgerufen sein, die sich in besonderer Weise zugespitzt hat. Gefahren, denen

die Bevölkerung oder eine Bevölkerungsgruppe eines Landes „allgemein“ ausge-

setzt ist, stellen normalerweise zwar keine individuelle Bedrohung dar. Eine Aus-

nahme davon gilt aber bei besonderer Verdichtung der Gefahr, die unabhängig

von individuellen gefahrerhöhenden Umständen zu deren Individualisierung führt.

Davon  ist  auszugehen,  wenn  der  den  bestehenden  bewaffneten  Konflikt

kennzeichnende  Grad  willkürlicher  Gewalt  ein  so  hohes  Niveau  erreicht,  dass

stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass eine Zivilperson bei einer

Rückkehr in das betreffende Land oder die betroffene Region allein durch ihre

Anwesenheit in diesem Gebiet Gefahr liefe, einer solchen Bedrohung ausgesetzt

zu sein (vgl. EuGH, Urteile vom 17. Februar 2009 – C-465/07 [Elgafaji] –, juris,

Rn. 35 und 39, und vom 30. Januar 2014 – C-285/12 [Diakite] –, juris, Rn. 30;

BVerwG,  Urteile  vom  27.  April  2010  –  10  C  4.09  –,  juris,  Rn.  32  und  vom

17. November 2011 – 10 C 13.10 –, juris, Rn. 19).

Unabhängig  davon,  ob  die  individuelle  Bedrohungssituation  auf  persönliche

Umstände  oder  ausnahmsweise  auf  die  allgemeine  Lage  im  Herkunftsland
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zurückgeht,  sind  Feststellungen  über  das  Niveau  willkürlicher  Gewalt  in  dem

jeweiligen  Gebiet  zu  treffen.  Liegen  keine  gefahrerhöhenden  persönlichen

Umstände vor, ist ein besonders hohes Niveau willkürlicher Gewalt erforderlich;

liegen gefahrerhöhende persönliche Umstände vor,  genügt auch ein geringeres

Niveau  willkürlicher  Gewalt.  In  beiden  Konstellationen  ist  eine  jedenfalls

annäherungsweise  quantitative  Ermittlung  der  Gesamtzahl  der  in  dem

betreffenden Gebiet lebenden Zivilpersonen einerseits und der Akte willkürlicher

Gewalt  andererseits,  die  von den Konfliktparteien  gegen Leib  oder  Leben von

Zivilpersonen in diesem Gebiet  verübt werden,  notwendig (BVerwG, Urteil  vom

27. April  2010 – 10 C 4.09 –, juris, Rn. 33). Es bedarf zudem einer wertenden

Gesamtbetrachtung  mit  Blick  auf  die  Anzahl  der  Opfer  und  die  Schwere  der

Schädigungen (Todesfälle und Verletzungen) bei der Zivilbevölkerung unter Be-

rücksichtigung der medizinischen Versorgungslage (BVerwG, Urteile vom 27. April

2010 – 10 C 4.09 –, juris, Rn. 33, und vom 13. Februar 2014, 10 C 6.13 –, juris,

Rn.  24).  Das  Bundesverwaltungsgericht  sieht  ein  Risiko  von  1:800,  in  dem

betreffenden Gebiet verletzt oder getötet zu werden, als so weit von der Schwelle

der  beachtlichen  Wahrscheinlichkeit  entfernt  an,  dass  auch  eine  wertende

Gesamtbetrachtung am Nichtvorliegen der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Satz 2

Nr. 3 AsylG nichts zu ändern vermag (vgl. zu § 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG a.F.

BVerwG, Urteil vom 17. November 2011, 10 C 13.10 –, juris, Rn. 22 f. zur Lage in

der Provinz Ninive im Irak; siehe auch BVerwG, Urteil vom 17. November 2011 –

10 C 11/10 –, juris, Rn. 20 f. zur Lage in Bagdad [Risiko von 1:1000]). 

Für  die  Gefahrenprognose  ist  bei  einem nicht  landesweiten  Konflikt  auf  den

tatsächlichen  Zielort  des  Ausländers  bei  einer  Rückkehr  abzustellen.  Für  die

Frage, welche Region als Zielort seiner Rückkehr anzusehen ist, kommt es weder

darauf an, für welche Region sich ein unbeteiligter Betrachter vernünftigerweise

entscheiden würde, noch darauf, in welche Region der betroffene Ausländer aus

seinem subjektiven Blickwinkel  strebt.  Zielort  der Abschiebung ist  in der  Regel

seine Herkunftsregion, in die er typischerweise zurückkehren wird (BVerwG, Urteil

vom 14. Juli 2009 – 10 C 9.08 –, juris, Rn. 17 unter Hinweis auf EuGH, Urteil vom

17.  Februar  2009  –  C-465/07  [Elgafaji]).  Dies  ist  im  Fall  des  Klägers  die

Hauptstadt Mogadischu. Dort hat der Kläger nach seinen Angaben von 1997 bis
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2004 mit seinen Eltern und seinen Geschwistern gelebt, sein Vater hatte dort bis

2006 einen Laden und der Kläger ist dort zur Schule gegangen. 

Gemessen  an  diesen  Kriterien  fehlt  es  an  einer  ernsthaften  individuellen

Bedrohung des Klägers bei einer Rückkehr nach Mogadischu.

Gefahrerhöhende persönliche Umstände, die ihn wegen persönlicher Merkmale

einem besonderen Sicherheitsrisiko aussetzen könnten, sind nicht ersichtlich. Der

Kläger gehört keiner Risikogruppe an. Gefahrerhöhende Umstände ergeben sich

auch  nicht  bereits  aus  seiner  Situation  als  Rückkehrer  nach  einem Auslands-

aufenthalt.  Zwar  sieht  die  Al  Shabaab  Rückkehrer  aus  westlichen  Ländern

möglicherweise als Spione der Regierungstruppen an (European Asylum Support

Office, EASO Country of Origin Information report – South and Central Somalia –

Country Overview, August 2014, S. 106); da sie aber in den unter der Kontrolle der

Regierung stehenden Gebieten – wie Mogadischu – nicht mehr frei agieren kann

und  angesichts  der  Zahl  von  rückkehrenden  Personen  –  v.a.  auch  Binnen-

vertriebene  (vgl.  European  Asylum  Support  Office,  EASO  Country  of  Origin

Information report – South and Central Somalia – Country Overview, August 2014,

S.  117;  Österreichisches  Bundesasylamt,  Analyse  der  Staatendokumentation  –

Somalia – Sicherheitslage, 25. Juli 2013, S. 19) – ergibt sich daraus nicht für jeden

Rückkehrer ohne weiteres eine ernsthafte Bedrohung. Der Kläger gehört zudem

nicht einem Minderheiten-, sondern einem Mehrheitenclan an, so dass auch unter

diesem  Aspekt  kein  gefahrerhöhender  persönlicher  Umstand  angenommen

werden kann. Auch ist nicht ersichtlich, dass er bereits der Al Shabaab oder den

Polizeikräften besonders aufgefallen ist. Soweit er diesbezüglich vorgetragen hat,

die Familie, die seinen Bruder anlässlich eines Kartenspiels um Geld getötet habe,

gehöre jetzt der Al Shabaab an und wolle auch ihn töten, so bestehen zum einen

angesichts  des  vom  Kläger  im  Laufe  des  Verfahrens  gesteigerten  Vortrags  –

insbesondere  auch  im  Hinblick  auf  den  Hintergrund  der  Tötung  des  Bruders

(Kartenspiel  um  Geld)  und  die  Bedrohung  wegen  der  Schwangerschaft  einer

Frau – Zweifel an der Glaubhaftigkeit dieses Vorbringens. Zudem ergibt sich aber

aus den Ausführungen des Klägers auch nicht,  dass nach nunmehr 11 Jahren

immer noch eine ernsthafte Bedrohung bestehe.
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Auch die allgemeine Lage ist nicht so gefährlich, dass sie sich unabhängig von

persönlichen  Merkmalen  auf  jede  Zivilperson  individualisiert.  Die  erforderliche

Gefahrendichte ist in Mogadischu nicht mehr gegeben. Zwar ist die Sicherheits-

und Versorgungslage in  Süd-  und Zentralsomalia  nach wie  vor  fragil,  dennoch

zeichnet sich nach den vorliegenden Erkenntnisquellen eine Entwicklung ab, die

eine Verbesserung der generellen Sicherheitssituation für die Bevölkerung mit sich

gebracht hat, auch wenn dies nicht landesweit gilt. 

Eine  genaue  Bewertung  der  Gefahrendichte  aufgrund  einer  quantitativen

Ermittlung  des  Tötungs-  und  Verletzungsrisikos  durch  Gegenüberstellung  der

Gesamtzahl der in dem betreffenden Gebiet lebenden Zivilpersonen und der Akte

willkürlicher  Gewalt,  erscheint  jedoch  kaum  verlässlich  möglich.  Dies  beruht

bereits darauf, dass es für eine Gesamtbevölkerungszahl als Ausgangsbasis keine

gesicherten  Zahlen  gibt  und  die  entsprechenden  Schätzungen  erheblich

differieren. Zudem kann die Zahl der Zivilpersonen, die Opfer willkürlicher Gewalt

geworden  sind,  kaum  annäherungsweise  verlässlich  geschätzt  werden,  weil

belastbare Zahlen nicht vorhanden sind. Dies betrifft etwa die Frage, ob in den

insoweit verfügbaren Aufstellungen die Zählung der „Zivilpersonen“ auch solche

Opfer  umfasst,  die  den  besonderen  Risikogruppen  (Politiker,  Regierungs-

mitarbeiter etc.) angehören. Auch wird in den Berichten über Vorfälle meist ledig-

lich über die Zahl der Getöteten, nicht aber auch über die der Verletzten berichtet. 

Die Gesamtbevölkerung von Mogadischu wird vom Auswärtigen Amt als vermut-

lich  deutlich  über  eine  Million  Einwohner  einschließlich  einer  großen  Anzahl

Binnenvertriebener  einschätzt  (www.auswaertiges-amt.de).  Setzt  man zu  dieser

Einwohnerzahl  die  sich  aus der  Aufstellung von ACCORD (Kurzübersicht  über

Vorfälle  aus  dem  Armed  Conflict  Location  &  Event  Data  Project  (ACLED),

3. November 2015) ergebende Zahl der im Jahr 2014 in der gesamten Region

Banaadir  verzeichneten 739 Vorfälle  mit  586 Toten – jedoch bezogen auf  alle

Konfliktvorfälle,  d.h.  nicht  nur  Gewaltvorfälle  gegen Zivilpersonen – würde sich

unter  Zugrundelegung  dieser  Zahlenwerte  ein  Tötungsrisiko  von  etwa  1:1700

(0,0586 %) ergeben, wobei eine Berechnung des Verletzungsrisikos mangels ent-

sprechender verfügbarer Auflistung nicht möglich erscheint. 
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Auch  ungeachtet  einer  quantitativen  Bewertung  ergibt  sich  unter

Zugrundelegung  der  in  das  Verfahren  eingeführten  Erkenntnisquellen  in

Mogadischu keine solche Gefahrendichte, dass jedermann alleine aufgrund seiner

Anwesenheit  mit  beachtlicher  Wahrscheinlichkeit  damit  rechnen  muss,  Opfer

willkürlicher  Gewalt  zu  werden.  In  den  Berichten  ist  regelmäßig  von

„Verbesserungen“ die Rede, auch wenn dies angesichts der früheren extremen

Situation nicht damit gleichgesetzt werden kann, dass keine wesentliche Gefahr

für die Zivilbevölkerung mehr gegeben ist. Aus der Hauptstadt Mogadischu wurde

die Al Shabaab Miliz im August 2011 vertrieben. Es gelingt ihr zwar immer wieder,

Anschläge zu verüben.  Diese Anschläge richten sich aber in der Regel  gezielt

gegen Funktionsträger (vgl. Danish Immigration Service, South Central Somalia –

Country  of  Origin  Information  for  Use  in  the  Asylum  Determination  Process,

September 2015, S. 11). Wegen der verdeckten Präsenz der Al Shabaab besteht

in Mogadischu für mehrere Risikogruppen (z. B. Regierungsmitarbeiter, Politiker,

Sicherheitskräfte  etc.)  eine  Gefahr  durch  auf  Funktionsträger  und  deren

Einrichtungen  gerichtete  Attentate  und  Anschläge.  Für  den  einfachen

Stadtbewohner  droht  hingegen  als  einzige  Gefahr,  sich  „zur  falschen  Zeit  am

falschen  Ort“  zu  befinden  und  damit  Opfer  im Rahmen solcher  Anschläge  zu

werden (Österreichisches Bundesasylamt,  Analyse der Staatendokumentation –

Somalia – Sicherheitslage, 25. Juli 2013, S. 43). Die Gesamtzahl der zivilen Opfer

dürfte  daher  zu  einem  nicht  unerheblichen  Teil  Personen  mit  erhöhten

Gefährdungspotentialen betroffen haben. Dies beruht darauf, dass nach bisheriger

Erkenntnislage  durch  die  von  der  Al  Shabaab  vorgenommene  strategische

Auswahl  der  Anschlagsziele  bestimmte  Berufsgruppen  in  besonderer  Weise

betroffen waren: Regierungsmitarbeiter, Mitarbeiter internationaler Organisationen,

Angehörige  der  Sicherheitskräfte,  Abgeordnete,  mit  der  Regierung

zusammenarbeitende  Personen,  Politiker.  Dies  verdeutlichen  die  nach  den

vorliegenden Erkenntnisquellen verübten Anschläge (siehe zu den Ereignissen im

Jahr  2015  etwa  die  Aufstellung  von  ACCORD,  ecoi.net-Themendossier:  Al

Shabaab:  Zeitachse  von  Ereignissen,  Stand  22. September  2015:  September

2015:  Angriff  auf  einen  Militärstützpunkt  nahe  Mogadischu;  August  2015:

Bombenanschlag in Mogadischu; Juli  2015: schwerer Bombenanschlag auf das

Hotel Jazeera Palace, Anschlag auf zwei Hotels in Mogadischu, wovon sich eines

nahe dem somalischen Parlament befindet; Juni 2015: Selbstmordanschlag auf
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einen diplomatischen Konvoi; April  2015: Explosion einer Autobombe vor einem

Restaurant vor dem Central Hotel, in dem sich oft Politiker aufhalten, Angriff auf

einen Regierungskomplex u.a. mit einem mit Sprengstoff beladenen Auto; März

2015:  Besetzung eines Hotels,  Autobombenanschlag vor  einem Hotel;  Februar

2015:  Angriff  auf  ein  Hotel,  in  dem  Regierungsbeamte  das  Freitagsgebet

abgehalten  haben,  Angriff  auf  den  Präsidentenpalast;  Januar  2015:  Explosion

einer Autobombe vor einem Hotel, in dem Delegierte der Türkei den Besuch des

türkischen Präsidenten vorbereiteten, Selbstmordanschlag nahe dem Flughafen;

siehe zudem zu Vorfällen in den vergangenen Monaten Bundesamt für Migration

und Flüchtlinge, Briefing Notes vom 28. September 2015: Autobombenanschlag

nahe dem Präsidentenpalast; Briefing Notes vom 2. November 2015: Angriff auf

das Hotel Sahafi). Die Betrachtung der – in den o. g. Aufstellungen von ACCORD

auch für die Vorjahre – verzeichneten Anschläge zeigt, dass es die Al Shabaab

nicht  gezielt  auf  Zivilisten  absieht,  insoweit  aber  Opfer  in  Kauf  nimmt.  Die

Vorkommnisse,  über  die  berichtet  wird,  sind  insgesamt  nicht  so  häufig  und

erreichen  keine  so  hohen  zivilen  Opferzahlen,  als  davon  gesprochen  werden

könnte, dass jeder Zivilist der weit über eine Million Einwohner zählenden Stadt

aufgrund  seiner  bloßen  Anwesenheit  gefährdet  wäre  (siehe  dazu  auch  VG

Aachen, Urteile vom 13. April 2015 – 7 K 711/14.A –, juris, und vom 9. November

2015 – 7 K 53/15.A –, juris; VG Regensburg, Urteil vom 27. August 2015 – RO 7 K

15.30680 –; VG Cottbus, Urteil vom 10. September 2015 – VG 5 K 487/15.A –; VG

Stade, Urteil vom 5. Oktober 2015 – 3 A 3658/13 –, juris; siehe auch EGMR, Urteil

vom 5. September 2013 – Nr. 886/11 [K.A.B. ./. Schweden] –, Rn. 86 ff.; a.A. VG

Kassel, Urteil vom 3. März 2015 – 4 K 867/13.KS.A –; VG Göttingen, Urteil vom

21.  Juli  2015  –  3  A 626/14  –,  juris).  Insoweit  lässt  sich  zwar  bislang  keine

wesentliche  rückläufige  Tendenz  der  Vorfälle  verzeichnen,  indes  ergeben  sich

aber  auch  keine  eindeutigen  Anhaltspunkte  dafür,  dass  abgesehen  von

Schwankungen in der Häufigkeit der Vorfälle und der Anzahl der Opfer von einer

wesentlichen Trendänderung dahingehend auszugehen ist, dass jeder Zivilperson

bereits durch ihre Anwesenheit mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit ein Schaden

an den Rechtsgütern Leib oder Leben drohen würde. Jedenfalls lässt sich auch

ein staatliches Vorgehen gegen die Al Shabaab verzeichnen, etwa die Aussetzung

eines Kopfgeldes von insgesamt 1,3 Mio. USD für 11 ranghohe Funktionsträger

der  Al  Shabaab  und  ein  Großeinsatz  somalischer  Sicherheitskräfte  mit
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Durchsuchungen in Mogadischu und 60 Festnahmen mutmaßlicher Mitglieder der

Al Shabaab (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Briefing Notes vom 13.

April 2015 und 15. Juni 2015).

2.  Es besteht kein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 AufenthG (a.)  oder

nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG (b.). 

a. Anhaltspunkte für ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 AufenthG sind

nicht ersichtlich. Nach § 60 Abs. 5 AufenthG darf ein Ausländer nicht abgeschoben

werden,  soweit  eine  Abschiebung  nach  den  Bestimmungen  der  Europäischen

Menschenrechtskonvention  unzulässig  ist.  Ein  Abschiebungsverbot  nach  §  60

Abs.  5  AufenthG  hat  der  Kläger  lediglich  unter  dem  Gesichtspunkt  geltend

gemacht, dass wegen der Zuerkennung des subsidiären Schutzes auf Malta und

wegen der nahezu identischen Voraussetzungen ein Abschiebungsverbot auch auf

dieser  Grundlage  zu  bejahen  wäre.  Von  der  Zuerkennung  des  subsidiären

Schutzes auf Malta kann aber nicht ausgegangen werden; für eine darüber hinaus

gehende Prüfung hat der Kläger weiter nichts vorgetragen.

b. Ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG ist ebenfalls nicht

ersichtlich.

Ein solches Abschiebungsverbot ergibt sich für den Kläger nicht angesichts der

allgemeinen schlechten Versorgungslage in Somalia. 

Nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG soll von der Abschiebung eines Ausländers in

einen anderen Staat  abgesehen werden,  wenn dort  für  diesen Ausländer  eine

erhebliche konkrete Gefahr für Leib,  Leben oder Freiheit  besteht. Gemäß § 60

Abs. 7 Satz 2 AufenthG sind Gefahren nach Satz 1, denen die Bevölkerung oder

die Bevölkerungsgruppe, der der Ausländer angehört, allgemein ausgesetzt ist, bei

Anordnungen nach § 60a Abs. 1 Satz 1 AufenthG zu berücksichtigen. Nach § 60a

Abs. 1 Satz 1 AufenthG kann die oberste Landesbehörde aus völkerrechtlichen

oder  humanitären  Gründen  oder  zur  Wahrung  politischer  Interessen  der

Bundesrepublik Deutschland anordnen, dass die Abschiebung von Ausländern aus

bestimmten Staaten oder von in sonstiger Weise bestimmten Ausländergruppen

20262026

46

47

48

49

50



- 21 -

allgemein oder in bestimmte Staaten für längstens drei Monate ausgesetzt wird.

Mangels  einer  derartigen  Abschiebestopp-Anordnung  macht  der  Kläger  mit

seinem Hinweis auf die unzureichende Versorgungslage in Somalia allgemeine

Gefahren geltend, die aufgrund der Sperrwirkung des § 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG

die Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG

grundsätzlich nicht rechtfertigen können. Diese Sperrwirkung kann nur dann im

Wege einer  verfassungskonformen Auslegung  eingeschränkt  werden,  wenn für

den  Schutzsuchenden  ansonsten  eine  verfassungswidrige  Schutzlücke  besteht

(vgl. BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2008 – 10 C 43.07 –, juris, Rn. 32 m.w.N.). Im

Hinblick  auf  die  Lebensbedingungen,  die  den  Kläger  in  Somalia  erwarten,

insbesondere die dort herrschenden wirtschaftlichen Existenzbedingungen und die

damit  zusammenhängende  Versorgungslage,  kann  er  Abschiebungsschutz  in

verfassungskonformer  Anwendung  des  §  60  Abs.  7  Satz  1  AufenthG  nur

ausnahmsweise  beanspruchen,  wenn  er  bei  einer  Rückkehr  aufgrund  dieser

Bedingungen  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  einer  extremen  Gefahrenlage

ausgesetzt wäre. Nur dann gebieten es die Grundrechte aus Art. 1 Abs. 1 und Art.

2  Abs.  2  Satz  1  Grundgesetz  –  GG  –,  ihm  trotz  einer  fehlenden  politischen

Leitentscheidung nach § 60a Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG

Abschiebungsschutz  nach  §  60  Abs.  7  Satz  1  AufenthG zu  gewähren.  Wann

danach  allgemeine  Gefahren  zu  einem  Abschiebungsverbot  führen,  hängt

wesentlich  von  den  Umständen  des  Einzelfalles  ab.  Die  drohenden  Gefahren

müssen nach Art, Ausmaß und Intensität von einem solchen Gewicht sein, dass

sich daraus bei objektiver Betrachtung für den Ausländer die begründete Furcht

ableiten lässt,  selbst in erheblicher Weise ein Opfer der extremen allgemeinen

Gefahrenlage zu werden. Die Gefahren müssen dem Ausländer mit hoher Wahr-

scheinlichkeit  drohen.  Nach  diesem hohen  Wahrscheinlichkeitsgrad  muss  eine

Abschiebung dann ausgesetzt werden, wenn der Ausländer ansonsten „gleichsam

sehenden Auges dem sicheren Tod oder  schwersten Verletzungen ausgeliefert

würde" (vgl. BVerwG, Urteil vom 12. Juli 2001 – 1 C 5.01 –, BVerwGE 115, 1 und

juris, Rn. 21 m.w.N.). Schließlich müssen sich diese Gefahren alsbald nach der

Rückkehr realisieren. Das bedeutet nicht, dass im Falle der Abschiebung der Tod

oder  schwerste  Verletzungen  sofort,  gewissermaßen  noch  am  Tag  der

Abschiebung,  eintreten  müssen.  Vielmehr  besteht  eine  extreme  Gefahrenlage

beispielsweise auch dann, wenn der Ausländer mangels jeglicher Lebensgrund-
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lage dem baldigen sicheren Hungertod ausgeliefert werden würde (vgl. zu alldem

BVerwG, Urteil vom 29. September 2011 – 10 C 24/10 –, BVerwGE 137, 226 und

juris, Rn. 12 ff.).

Nach Einschätzung des Auswärtigen Amtes ist in Süd- und Zentralsomalia die

Grundversorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln nicht gewährleistet; es gibt

keinen sozialen Wohnraum oder Sozialhilfe und keine Aufnahmeeinrichtungen für

Rückkehrer (Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage

in  der  Bundesrepublik  Somalia  vom 2.  Februar  2015,  Stand  November  2014,

S. 16). In allen Städten Süd- und Zentralsomalias (inklusive Mogadischu) ist für

den  Großteil  der  Bevölkerung  der  Zugang  zur  sozialen  Grundversorgung

beschränkt. Clan und Familie, einbezogen die weitere Familie, sind nach wie vor

die wichtigsten Faktoren bezüglich der Akzeptanz, Sicherheit und dem Zugang zu

Grundbedürfnissen wie Wohnung und Essen. Eine generelle Regel ist es, dass

Somalier auch sehr weit  entfernten Verwandten helfen, solange eine Clan-Ver-

bindung  besteht,  vorausgesetzt,  sie  sind  in  der  Lage,  dies  zu  tun  (Danish

Immigration Service, South Central  Somalia – Country of Origin Information for

Use in the Asylum Determination Process, September 2015, S. 20). Für Somalier

in Mogadischu ist es sehr schwierig, ohne Unterstützung durch ein Netzwerk zu

überleben. Insbesondere, wenn sie keinem Clan oder keiner Kernfamilie in dem

maßgeblichen Bezirk  angehören,  sind  sie  heiklen  Existenzbedingungen ausge-

setzt. Sie sind oft gezwungen, in Siedlungen für Binnenvertriebene zu leben, wo

die  Lebensbedingungen  erbärmlich  sind  und  gemeinhin  von  Menschenrechts-

verletzungen berichtet wird (Danish Immigration Service, South Central Somalia –

Country  of  Origin  Information  for  Use  in  the  Asylum  Determination  Process,

September 2015,  S.  26;  siehe auch European Asylum Support  Service,  EASO

Country  of  Origin  Information  report  –  South  an  Central  Somalia  –  Country

Overview, August 2014, S. 37 f.; vgl. zu den dortigen Verhältnissen auch EGMR,

Urteil vom 28. Juni 2011 – Nr. 8319/07 [Sufi u. Elmi] –, Rn. 303). Es wird weiter

aber auch berichtet, dass lokale NGOs Neuankömmlingen helfen können (siehe

European Asylum Support Service, EASO Country of Origin Information report –

South an Central Somalia – Country Overview, August 2014, S. 118).
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Unter Zugrundelegung dieser Umstände ist für den Kläger nicht ersichtlich, dass

er bei einer Rückkehr aufgrund dieser Bedingungen mit hoher Wahrscheinlichkeit

einer extremen Gefahrenlage ausgesetzt wäre. Der Kläger ist ein junger Mann,

der einem Mehrheitsclan angehört. Er ist durch seinen Schulbesuch gebildet und

hat  in  der  Vergangenheit  im  Laden  seines  Vaters  ausgeholfen  und  auf  Malta

(wenn auch selten) als Tagelöhner gearbeitet. Daher ist davon auszugehen, dass

er  sich  durch  Gelegenheitsjobs  zumindest  eine  Lebensgrundlage  verdienen

könnte, die ihm längerfristig ein Leben außerhalb der Vertriebenen- und Flücht-

lingssiedlungen ermöglichen kann. Er hat insoweit auch nicht vorgetragen, dass

ihn die chronische Hepatitis B-Erkrankung von der Aufnahme jeglicher Tätigkeit

abhielte. Zudem hat der Kläger bei der Stellung seines Asylantrags im März 2012

angegeben,  Verwandte  ersten  und  zweiten  Grades  sowie  weitere  Familien-

angehörige  in  Somalia  zu  haben.  Ungeachtet  dessen,  dass  die  Angaben  zum

Verbleib seiner Eltern und Geschwister widersprüchlich sind – in der Anhörung

gab der Kläger an, die Eltern lebten im Flüchtlingslager Elesha Biyeha und sein

Vater, seine Geschwister von der zweiten Frau des Vaters und die Frau lebten dort

und er habe Kontakt zu ihnen, während er in der mündlichen Verhandlung angab,

die Eltern seien in Kenia und die Geschwister in Kenia und Uganda, was er in der

Anhörung nicht habe sagen können – dürften zumindest Familienangehörige der

weiteren  Familie  noch  in  Somalia  sein.  Der  Kläger  hat  weiter  angegeben,

finanzielle  Unterstützung  durch  einen  Onkel  aus  England  und  durch  in

europäischen Ländern lebende Cousinen und Cousins bekommen zu haben; dass

eine  solche  finanzielle  Unterstützung  nunmehr  gänzlich  ausgeschlossen  sein

sollte,  hat  der  Kläger  nicht  vorgetragen.  Auch  wenn  der  Kläger  nunmehr  seit

11 Jahren nicht mehr in Somalia gewesen ist und er mit den dortigen aktuellen

Verhältnissen nicht vertraut sein dürfte, ist davon auszugehen, dass er sich als

junger Mann, der in den vergangenen 11 Jahren vielfältige Lebenserfahrungen in

unterschiedlichen  Ländern  gesammelt  haben  wird  und  sich  auch  dort  zurecht

gefunden hat, auch in Somalia langfristig wieder zurecht finden wird.  Daher ist

jedenfalls  davon  auszugehen,  dass  er  auch  angesichts  der  kritischen

Lebensbedingungen in  Somalia  jedenfalls  weder  der  Existenzvernichtung  noch

schwersten Gesundheitsschäden ausgesetzt sein wird.

Auch ein krankheitsbedingtes Abschiebungsverbot liegt nicht vor. 
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Die  Gefahr,  dass  sich  eine  Erkrankung  des  Ausländers  aufgrund  der

Verhältnisse im Abschiebezielstaat verschlimmert, ist in der Regel als individuelle

Gefahr einzustufen, die am Maßstab von § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG in direkter

Anwendung zu prüfen ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 18. Juli 2006 – 1 C 16.05 –,

juris, Rn. 17 m.w.N.). Erforderlich aber auch ausreichend für das Vorliegen der

Voraussetzungen des §  60 Abs.  7  Satz  1 AufenthG ist  danach,  dass sich  die

vorhandene Erkrankung des Ausländers aufgrund zielstaatsbezogener Umstände

in einer Weise verschlimmert, die zu einer erheblichen und konkreten Gefahr für

Leib  oder  Leben  führt,  d.h.  dass  eine  wesentliche  Verschlimmerung  der

Erkrankung  alsbald  nach  der  Rückkehr  des  Ausländers  droht.  Ein  strengerer

Maßstab  gilt  in  Krankheitsfällen  ausnahmsweise  nur  dann,  wenn

zielstaatsbezogene Verschlimmerungen von Krankheiten  als  allgemeine Gefahr

oder Gruppengefahr im Sinne von § 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG zu qualifizieren

sind. Dies kommt allerdings bei Erkrankungen nur in Betracht, wenn es – etwa bei

Aids  –  um  eine  große  Anzahl  Betroffener  im  Zielstaat  geht  und  deshalb  ein

Bedürfnis  für  eine  ausländerpolitische  Leitentscheidung  nach  §  60a  Abs.  1

AufenthG besteht (vgl. BVerwG, Urteil vom 18. Juli 2006 – 1 C 16.05 –, juris, Rn.

17 m.w.N.). In solchen Fällen kann Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 7 Satz 1

AufenthG in verfassungskonformer Anwendung nur dann gewährt werden, wenn

im  Abschiebezielstaat  für  den  Ausländer  (entweder  aufgrund  der  allgemeinen

Verhältnisse  oder  aufgrund  von  Besonderheiten  im  Einzelfall)  landesweit  eine

extrem  zugespitzte  Gefahr  wegen  einer  notwendigen,  aber  nicht  erlangbaren

medizinischen  Versorgung  zu  erwarten  ist,  wenn  mit  anderen  Worten  der

betroffene  Ausländer  im  Falle  seiner  Abschiebung  gleichsam sehenden  Auges

dem  Tod  oder  schwersten  Verletzungen  ausgeliefert  würde  (siehe  zu  alldem

BVerwG, Urteil vom 17. Oktober 2006 – 1 C 18.05 –, BVerwGE 127, 33 und juris,

Rn. 15 ff. m.w.N.).

Offen  bleiben  kann  hier,  ob  chronische  Hepatitis  B  eine  singuläre  Krankheit

darstellt oder in Somalia wegen einer hohen Verbreitung als allgemeine Gefahr zu

qualifizieren wäre (vgl. hinsichtlich der Verbreitung von Hepatitis B in Zentralafrika

VG Hamburg, Urteil vom 17. Oktober 2012 – 4 A 88/12 –, juris). Denn dem Kläger

droht bereits keine wesentliche Verschlimmerung seiner Erkrankung alsbald nach
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der Rückkehr, so dass auch bei Annahme einer singulären Krankheit – und damit

erst recht bei einer „allgemeinen Gefahr“ – ein Abschiebungsverbot zu verneinen

ist.

Den in das Verfahren eingeführten Erkenntnisquellen nach ist die medizinische

Versorgung im gesamten Land äußerst mangelhaft (Auswärtiges Amt, Bericht über

die  asyl-  und  abschieberelevante  Lage  in  der  Bundesrepublik  Somalia  vom

2. Februar  2015,  Stand  November  2014,  S.  16).  Eine  medizinische

Grundversorgung ist grundsätzlich erhältlich in den größeren Stadtzentren in Süd-

und Zentralsomalia, auch wenn die Qualität und der Zugang zum medizinischen

Service  örtlichen  Unterschieden  und  Unsicherheiten  unterworfen  ist  (Danish

Immigration Service, South Central  Somalia – Country of Origin Information for

Use  in  the  Asylum  Determination  Process,  September  2015,  S.  21).  In

Mogadischu  gibt  es  Krankenhäuser  (siehe  European  Asylum Support  Service,

EASO Country of Origin Information report – South and Central Somalia – Country

Overview, August 2014, S. 34). 

Der Kläger ist jung und hat neben der chronischen Erkrankung mit Hepatitis B

keine weiteren gesundheitlichen Beeinträchtigungen geltend gemacht. Er hat den

„Carrier-Status“,  d.h.  er  ist  Träger  der  Hepatitis  B,  hat  aber  keinen mehr  oder

weniger schweren Leberschaden. Er hat zwar vorgetragen, täglich Schmerzen zu

haben,  eine  akute  Behandlung  oder  medikamentöse  Therapie  ist  derzeit  nicht

erforderlich,  vielmehr  soll  eine  regelmäßige  Überwachung  erfolgen.  Seine

Erkrankung befindet sich damit in einem Stadium, in dem keine medikamentöse

Behandlung erfolgt und noch einige Jahre oder gar Jahrzehnte vergehen können,

bevor es zu einer Erkrankung der Leber kommen kann. Bis dahin ist ungewiss,

wann die Behandlungsbedürftigkeit eintritt. Aktuell ist er daher – abgesehen von

Kontrolluntersuchungen – nicht auf eine medizinische Versorgung in Mogadischu

angewiesen.  Auch wenn die  zunächst  erforderlichen Kontrolluntersuchungen in

Mogadischu nicht möglich oder für den Kläger nicht zugänglich sein sollten, gibt es

derzeit  auch  keine  ernsthaften  Anhaltspunkte  dafür,  dass  sich  der

Gesundheitszustand  auch  ohne  regelmäßige  Kontrollen  alsbald  nach  der

Rückkehr wesentlich verschlimmern würde. Dass sich der Zustand des Klägers

aktuell „auf der Kippe“ zur Behandlungsbedürftigkeit befindet oder eine solche in
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absehbarer  Zeit  eintreten wird,  ist  nicht  ersichtlich und auch nicht  vom Kläger

vorgetragen.

3. Damit liegen auch die Voraussetzungen für die Abschiebungsandrohung nach

§ 34 Abs. 1 AsylG i.V.m. § 59 AufenthG vor. Da – wie oben ausgeführt – nicht

feststeht,  dass  dem  Kläger  auf  Malta  der  unionsrechtliche  subsidiäre  Schutz

zuerkannt worden ist, kann eine solche Zuerkennung der Abschiebungsandrohung

nach  Somalia  auch  nicht  entgegengehalten  werden  (vgl.  zur  Frage  einer

„Bindungswirkung“ VG Berlin, Urteil vom 1. April 2014 – 33 K 548.13 A –, juris,

Rn. 31 ff.). 

III.  Die  Kostenentscheidung  folgt  aus  §  154  Abs.  2  VwGO.  Gerichtskosten

werden gemäß § 83b AsylG nicht erhoben.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit  des Urteils hinsichtlich

der Kosten findet ihre Rechtsgrundlage in §§ 167 VwGO, 708 Nr. 11, 711 Zivil-

prozessordung.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die in § 132 Abs. 2 VwGO genannten

Gründe nicht vorliegen.

gez. Stamm gez. Brink gez. Dr. Wabnitz
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